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Susanne Marie Schäfer hat die „Kriegsmoral untergraben“ und wird als „unbelehrbare
Staatsfeindin“ zum Tode verurteilt – im „Namen des deutschen Volkes“. Das war im Januar
1945. Das Vergehen von der in Schwetzingen Geborenen: Sie hatte sich regimekritisch
geäußert. Die Nazis sahen in ihr eine Hetzerin. Zuerst erfolgte eine Verurteilung wegen
„Heimtücke“. Schäfer hielt sich aber nicht zurück. Nach ihrer Haftentlassung stellte sie in
ihrem Mietshaus gegenüber ihren Mietern Kriegserfolge der Wehrmacht infrage. Das war
ihr Todesurteil. Stichwort: „Wehrkraftzersetzung“. Ihre Hinrichtung erfolgte am 23.
Februar 1945. Die Geschichte lehrt uns: Auf die Meinungsfreiheit kommt es vor allem dann
an, wenn sie sich gegen die vorherrschende Politik richtet. Ein Kommentar von Marcus
Klöckner.

Susanne Marie Schäfer hat nichts verbrochen. Trotzdem wurde sie zum Tode verurteilt. Ihr
„Verbrechen“ war, den Mund aufzumachen. Wir alle wissen: In Nazi-Deutschland war es
lebensgefährlich, das „Falsche“ zu sagen. „Wehrkraftzersetzung“ – das war das rote Tuch
für die Nazis. Wer es wagte, die „Erfolge“ der Wehrmacht zu hinterfragen, oder dem Krieg
nicht mit „Hurra!“ begegnete, wandelte auf dünnem Eis. Es war eine furchtbare, grausame
Zeit.

Die Bundesrepublik, aufgebaut auf den Trümmern eines faschistischen, fanatischen
Terrorregimes, hat sich aufgrund dieser Erfahrungen etwas auf die Fahnen geschrieben:
„Nie mehr!“ Auch deshalb heißt es im Grundgesetz:

Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern, zu
verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen zu informieren; eine
Zensur findet nicht statt.

Eine repräsentative Umfrage der Neuen Zürcher Zeitung brachte zum Vorschein, was seit
geraumer Zeit im Land gefühlt werden kann. 57 Prozent der Befragten halten, wie die NZZ
es formuliert, „Vorsicht für geboten“, wenn es darum geht, die eigene Meinung offen zu
sagen.

Die EU hat ein „Desinformationssanktionsregime“ installiert. Unter anderen sind
Staatsbürger aus Deutschland sanktioniert. Zusammengefasst geht es um Vorwürfe der
systematischen Verbreitung von falschen Informationen und russischer Propaganda. Die
Sanktionen sind drakonisch. Eingefrorene Konten und Arbeitsverbote bedeuten:
Existenzbedrohung.

https://www.gedenkstaette-ploetzensee.de/totenbuch/recherche/person/Schaefer-susanne-Marie
https://x.com/NieMehrKrieg/status/2025812873881256388
https://www.nzz.ch/visuals/mehrheit-der-deutschen-aeussert-politische-meinungen-nur-noch-mit-vorsicht-ld.1916157
https://www.nzz.ch/visuals/mehrheit-der-deutschen-aeussert-politische-meinungen-nur-noch-mit-vorsicht-ld.1916157
https://www.nachdenkseiten.de/?p=146494
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Fragen drängen sich auf: Ist Propaganda nicht von der Meinungsfreiheit gedeckt? Wenn
nein, dann dürfte keine Partei mehr Wahlkampf betreiben. Und: Wer bestimmt, was
„Propaganda“ ist? Wer legt fest, was „falsche Informationen“ sind? Wer will sich die Macht
anmaßen, Bürger aufgrund der Verbreitung von angeblich falschen Informationen so
schwer zu bestrafen, dass sie samt ihrer Familien zu Mittellosen werden?

Wer sich diese Macht anmaßt, ist offen zu sehen.

Begreifen alle, was hier passiert?

Aufwachen! Wenn 57 Prozent der Bundesbürger die Meinungsfreiheit in Gefahr sehen, dann
sollte jedem Demokraten klar werden: Am Baum der Meinungsfreiheit ist die Axt angesetzt.

Nein, heute ist gewiss nicht damals. 2026 ist nicht 1945. Doch etwas Beklemmendes ist zu
spüren.

Da fragt der Tagesspiegel: Muss unser Gesundheitssystem kriegstüchtig sein?, da
veröffentlicht die FAZ einen Kommentar unter der Überschrift: „Es gibt kein Recht auf
Fahnenflucht“ und Bürger, die sich offen für Frieden aussprechen, werden als
„Lumpenpazifisten“ bezeichnet.

Im Mai des vergangenen Jahres war in der taz zu lesen: „Der Vorwurf des
‚Lumpenpazifismus‘ (…), klingt dabei wie ein Echo der alten Anschuldigung von der
‚Wehrkraftzersetzung‘.“

Etwas Grundlegendes gerät aus den Fugen. Etwas Elementares stimmt nicht mehr.

Das Schicksal von Susanne Maria Schäfer berührt. Ihr Schicksal war das Ergebnis einer
verheerenden Entwicklung. Ihr Schicksal beruhte auch auf einer Gesellschaft, die
mitgemacht oder weggesehen hat. Vergessen wir das nicht!

Titelbild: Dokumentausschnitt gedenkstaette-ploetzensee.de

https://www.tagesspiegel.de/gesundheit/wie-kriegstuchtig-ist-das-gesundheitssystem-wenn-es-knallt-ist-es-zu-spat-plane-zu-schmieden-14837966.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/ukraine-krieg-es-gibt-kein-recht-auf-fahnenflucht-19400836.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/ukraine-krieg-es-gibt-kein-recht-auf-fahnenflucht-19400836.html
https://www.spiegel.de/netzwelt/netzpolitik/ukraine-krieg-der-deutsche-lumpen-pazifismus-kolumne-a-77ea2788-e80f-4a51-838f-591843da8356
https://taz.de/Aufruestung/!6085519/

